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Arbeitsweise des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
und nachgeordneter Behörden während der Corona-Pandemie

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Die Maßnahmen zur Bekämpfung der Corona-Pandemie haben seit Ende 
März 2020 das öffentliche, private und berufliche Leben der Bürgerinnen und 
Bürger signifikant eingeschränkt. Die Einhaltung von Hygienekonzepten, die 
Beachtung von Ausgeh- und Reisebeschränkungen sowie die Zunahme der 
Arbeit im Home-Office sind eine gesamtgesellschaftliche Anstrengung.

Insbesondere Familien, Kinder und Jugendliche sind von den oben genannten 
Maßnahmen massiv betroffen; trotzdem wurde Bundesministerin für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend Dr. Franziska Giffey nicht in das sogenannte 
Corona-Kabinett berufen. Das Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend (BMFSFJ) ist jedoch ein Hauptakteur in Bezug auf die 
Auswirkungen der Pandemie-Maßnahmen auf junge Menschen und Familien.

Das Bundesamt für Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben (BAFzA) ist 
ebenfalls eine wichtige Anlaufstelle für Belange des ehrenamtlichen Engage-
ments und Teilnehmende der Freiwilligendienste – beides Felder, die stark von 
den Pandemie-Maßnahmen betroffen sind. Im Rahmen einer Sonderbefragung 
zur Studienreihe „Jugend, Information, Medien“ (JIM) wurde ebenfalls festge-
stellt, dass insbesondere Kinder und Jugendliche während der häuslichen Iso-
lation vermehrt digitale Medien und Spiele nutzen (https://www.mpfs.de/filea
dmin/files/Studien/JIM/JIMplus_2020/JIMplus_2020_Corona.pdf). Die Bun-
desprüfstelle für jugendgefährdende Medien (BPjM) ist dabei ein Baustein, 
um jugendgefährdende Inhalte als solche zu erkennen und gegebenenfalls den 
Zugang zu diesen Inhalten zu beschränken.

Vor diesem Hintergrund ist es auch Sicht der Fragesteller von Interesse, Infor-
mationen über die Auswirkungen der Pandemie-Maßnahmen auf die Arbeit 
des BMFSFJ, des BAFzA sowie der BPjM zu erlangen.
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V o r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
Parlamentarische Kontrolle von Regierung und Verwaltung verwirklicht den 
Grundsatz der Gewaltenteilung. Die Gewaltenteilung stellt aber nicht nur den 
Grund, sondern auch die Grenze der parlamentarischen Kontrolle dar. Parla-
mentarische Kontrolle ist politische Kontrolle, nicht administrative Überkon-
trolle (BVerfGE 67,100, 140). Parlamentarische Kontrolle kann die Regie-
rungsfunktion auch stören und bedarf daher der Begrenzung auf ein funktions-
verträgliches Maß (vgl. BVerfGE 110, 199 (219; 124, 78 (122); 137, 185, 
(250). Aus Sicht der Bundesregierung ist die Grenze zur administrativen Über-
kontrolle angesichts des Umfangs und der Detailtiefe der hier gestellten Fragen 
erreicht.
Zusätzlich wird darauf hingewiesen, dass das Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) und seine nachgeordneten Behörden 
derzeit durch die Auswirkungen der COVID-19-Pandemie und der deswegen 
erlassenen/notwendigen Maßnahmen zur Reduzierung der Ansteckungsgefahr 
für die Beschäftigten (u. a. weitgehende Präsenzbefreiungen/Homeoffice so-
weit möglich und Betreuungs- und Pflegeaufgaben dies zulassen) und Quaran-
tänen derzeit besonders belastet sind. Da viele der erfragten Informationen 
nicht statistisch/elektronisch erfasst sind, müssten umfangreiche händische 
Auswertungen einzelner Akten vorgenommen werden, die nur mit erheblichem 
Aufwand umsetzbar wären. Um in dieser besonderen Situation die Wahrneh-
mung der der Zentralabteilung zugewiesenen Aufgaben nicht zu gefährden, 
kann die Antwort zu einigen Fragen (siehe dazu im Einzelnen die jeweiligen 
Antworten) nur auf die zur Verfügung stehenden bzw. in der Beantwortungs-
frist recherchierbaren Informationen gestützt werden. Auch eine mögliche 
Fristverlängerung hätte wegen einer Gefährdung der Aufgabenerfüllung in an-
deren Bereichen keine weiteren Informationen ermöglicht.

 1. Wie viele Überstunden wurden nach Kenntnis der Bundesregierung im 
BMFSFJ in den letzten zwölf Monaten geleistet (bitte monatlich sowie 
nach Abteilungen und Referaten aufschlüsseln)?

 2. Wie viele Überstunden wurden nach Kenntnis der Bundesregierung im 
BAFzA in den letzten zwölf Monaten geleistet (bitte monatlich sowie 
nach Abteilungen und Referaten aufschlüsseln)?

 3. Wie viele Überstunden wurden nach Kenntnis der Bundesregierung in 
der BPjM in den letzten zwölf Monaten geleistet (bitte monatlich sowie 
nach Referaten aufschlüsseln)?

Die Fragen 1 bis 3 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.
Die Fragen können nicht in der erbetenden Detailtiefe beantwortet werden. Die 
Bundesregierung verweist hierzu auf die Vorbemerkung. Um dem Fragerecht 
der Abgeordneten gerecht zu werden, kann die Bundesregierung allerdings eine 
Übersicht auf Abteilungsebene zur Verfügung stellen, die aufzeigt, wie viele 
Überstunden in jeder Abteilung jeden Monat im gefragten Zeitraum geleistet 
wurden (siehe Anlage 1). Aufgrund der Besonderheit des Zeiterfassungssys-
tems im Bundesamt für Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben (BAFzA) 
werden dort nur die oberhalb der Kappungsgrenze von 40 Stunden liegenden 
Überstunden als solche ausgewiesen. Für das BMFSFJ und die Bundesprüf-
stelle für jugendgefährdende Medien (BPjM) werden die Überstunden oberhalb 
der Sollzeit aufgelistet.
Hinzu kommt, dass die Erfassungssysteme, Daten und Arbeitszeitmodelle des 
BMFSFJ, des BAFzA und der BPjM grundlegend unterschiedlich sind. Um die 
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Daten aussagekräftig und vergleichbar darstellen zu können, wurde deshalb die 
in der Anlage genutzte Darstellungsform gewählt. Hierbei ist das Mehrstunden-
aufkommen einer Abteilung insgesamt durch Überstundenabbau in einem Mo-
nat gesunken, wenn der Wert „0:00 Std/Min“ eingetragen ist.

 4. Wie viele Neueinstellungen wurden nach Kenntnis der Bundesregierung 
im BMFSFJ in den letzten zwölf Monaten durchgeführt (bitte monatlich 
nach Abteilungen und Referaten sowie zusätzlichen Stellen und Neu-
einstellungen aufgrund von Abgang oder Verrentung aufschlüsseln)?

 5. Wie viele Neueinstellungen wurden nach Kenntnis der Bundesregierung 
im BAFzA in den letzten zwölf Monaten durchgeführt (bitte monatlich 
nach Abteilungen und Referaten sowie zusätzlichen Stellen und Neu-
einstellungen aufgrund von Abgang oder Verrentung aufschlüsseln)?

 6. Wie viele Neueinstellungen wurden nach Kenntnis der Bundesregierung 
in der BPjM in den letzten zwölf Monaten durchgeführt (bitte monatlich 
nach Referaten sowie zusätzlichen Stellen und Neueinstellungen auf-
grund von Abgang oder Verrentung aufschlüsseln)?

Die Fragen 4 bis 6 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.
In den letzten 12 Monaten (1. Oktober 2019 bis 30. September 2020) wurden 
55 Neueinstellungen im BMFSFJ inkl. ADS und UBSKM durchgeführt.
Die Anzahl der Neueinstellungen im BAFzA in den letzten 12 Monaten (1. Ok-
tober 2019 bis 30. September 2020) beträgt 127.
Eine detaillierte Aufstellung zu den monatlichen Neueinstellungen nach Abtei-
lungen und Referaten wäre angesichts der hohen Anzahl an Neueinstellungen 
nur mit einem unverhältnismäßigen Aufwand zu bewerkstelligen. Es gibt keine 
statistische/elektronische Auswertungsmöglichkeit, um nachträglich in Erfah-
rung bringen zu können, in welcher Abteilung/in welchem Referat die neu ein-
gestellten Beschäftigten ihre Tätigkeit im BMFSFJ/im BAFzA begonnen ha-
ben.
Um dies in Erfahrung bringen zu können, müssten die Personalakten einzeln 
händisch ausgewertet werden. Dem Informationsinteresse steht damit eine sehr 
erhebliche Bindung von Arbeitskraft im BMFSFJ und im BAFzA gegenüber.
Die Bearbeitung würde einen unzumutbaren Mehraufwand für die ohnehin auf-
grund der Corona-Pandemie besonders belastete Zentralabteilung des BMFSFJ 
und des BAFzA verursachen. Um in dieser Situation die Wahrnehmung zuge-
wiesenen Aufgaben nicht zu gefährden, kann auch kein weiteres Personal für 
derart umfangreiche Recherchen abgestellt werden.
In der BPjM wurden in den letzten 12 Monaten (1. Oktober 2019 bis 30. Sep-
tember 2020) drei Neueinstellungen durchgeführt. Aufgrund der geringen An-
zahl an Neueinstellungen kann die Frage vollständig beantwortet werden.
Die Neueinstellungen wurden in folgenden Bereichen eingestellt:

Anzahl Monat Referat
2 Oktober 2019 Gesetzlicher Jugendmedienschutz
1 Weiterentwicklung des Kinder- und Jugendmedien-

schutzes, Prävention, Öffentlichkeitsarbeit

Die erbetene Auswertung zu den Neueinstellungen aufgrund von Abgang oder 
Verrentung ist nicht möglich, da Neueinstellungen nicht unmittelbar mit Ab-
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gängen oder Verrentungen verbunden sind. Es handelt sich um generelle Be-
darfe und nicht um Einstellungen für spezifische Vakanzen.

 7. Wie viele Arbeitsplätze im BMFSFJ sind nach Kenntnis der Bundes-
regierung Homeoffice-fähig (bitte nach Abteilungen und Referaten auf-
schlüsseln)?

Im BMFSFJ können abteilungsübergreifend nahezu alle Beschäftigten mobil 
arbeiten, was in der Pandemiephase auch umfassend genutzt wurde/wird. 
Damit können trotz aktuell sehr hoher Arbeitsbelastung aufgrund der Pan-
demieherausforderungen auch Vereinbarkeitsproblematiken der Beschäftigten 
(Familie, Pflege) bestmöglich gelöst und Risikogruppenangehörige berücksich-
tigt werden.

 8. Wie viele Arbeitsplätze im BAFzA sind nach Kenntnis der Bundesregie-
rung Homeoffice-fähig (bitte nach Abteilungen und Referaten aufschlüs-
seln)?

Eine flächendeckende Überprüfung, welche Arbeitsplätze Homeoffice-fähig 
sind, ist derzeit im BAFZA noch nicht erfolgt. Im BAFzA nehmen derzeit ca. 
157 Mitarbeiter/-innen an der sogenannten alternierenden Telearbeit teil. Dies 
entspricht einem Anteil von ca. 11 Prozent aller Beschäftigten. Während der 
Corona-Pandemie wurde im BAFzA die Regelung getroffen, dass alle Beschäf-
tigten, die mobil arbeiten können (Beschäftigte in alternierender Telearbeit; Be-
schäftigte mit dienstlichem Laptop), von dieser Möglichkeit weitestgehend Ge-
brauch machen sollen. Entsprechend sind insgesamt ca. 80 Prozent der Arbeits-
plätze zumindest teilweise Homeoffice-fähig.

 9. Wie viele Arbeitsplätze in der BPjM sind nach Kenntnis der Bundes-
regierung Homeoffice-fähig (bitte nach Referaten aufschlüsseln)?

In der BPjM sind 33 Arbeitsplätze (100 Prozent) Homeoffice-fähig.

10. Wie viele Fehlzeiten gab es im BMFSFJ in den letzten zwölf Monaten 
aufgrund fehlender Kinderbetreuung (bitte monatlich sowie nach Abtei-
lungen und Referaten aufschlüsseln)?

11. Wie viele Fehlzeiten gab es im BAFzA in den letzten zwölf Monaten 
aufgrund fehlender Kinderbetreuung (bitte monatlich sowie nach Abtei-
lungen und Referaten aufschlüsseln)?

12. Wie viele Fehlzeiten gab es in der BPjM in den letzten zwölf Monaten 
aufgrund fehlender Kinderbetreuung (bitte monatlich sowie nach Refera-
ten aufschlüsseln)?

Die Fragen 10 bis 12 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam 
beantwortet.
Im BMFSFJ wurde aufgrund des Rundschreibens des Bundesministerium des 
Innern, für Bau und Heimat (BMI) zur „Gewährung von Sonderurlaub unter 
Fortzahlung der Besoldung gemäß § 22 Absatz 2 SUrlV bzw. Arbeitsbefreiung 
unter (Voraus)Leistung einer Entschädigung durch den Arbeitgeber nach § 56 
Absatz 1a IfSG anlässlich aktueller Entwicklungen in Bezug auf das Corona-
Virus (COVID 19) zur Betreuung von Kindern und pflegebedürftigen Angehö-
rigen“ an insgesamt 158 Tagen Sonderurlaub gewährt. Im BAFzA wurde auf-
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grund derselben Rechtsgrundlage an 715 Tagen und in der BPjM an 62 Tagen 
Sonderurlaub gewährt.
Eine detaillierte monatliche Aufschlüsselung der Fehlzeiten nach Abteilungen 
und Referaten ist hingegen nicht mit zumutbarem Aufwand in Erfahrung zu 
bringen. Zur Ermittlung sämtlicher verlangter Daten müssten die Sonderur-
laubsanträge händisch den einzelnen Abteilungen und Referaten zugeordnet 
werden. Diesen Arbeitsaufwand können die Zentralabteilungen des BMFSFJ 
und seine nachgeordneten Behörden, die derzeit aufgrund der Corona-
Pandemie besonders belastet sind (siehe Vorbemerkung), nicht leisten.

13. Wie viele Dienstreisen des BMFSFJ haben nach Kenntnis der Bundes-
regierung in den letzten zwölf Monaten stattgefunden (bitte monatlich 
und unter Angabe des Grundes und des Ziels der Dienstreise angeben)?

14. Wie viele Dienstreisen des BAFzA haben nach Kenntnis der Bundes-
regierung in den letzten zwölf Monaten stattgefunden (bitte monatlich 
und unter Angabe des Grundes und des Ziels der Dienstreise angeben)?

15. Wie viele Dienstreisen der BPjM haben nach Kenntnis der Bundesregie-
rung in den letzten zwölf Monaten stattgefunden (bitte monatlich und 
unter Angabe des Grundes und des Ziels der Dienstreise angeben)?

Die Fragen 13 bis 15 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam 
beantwortet.
Nach Kenntnis der Bundesregierung fanden in den letzten 12 Monaten im 
BMFSFJ insgesamt 1012, in der BPjM insgesamt 73 und im BAFzA insgesamt 
2559 Dienstreisen statt. Eine monatliche Aufschlüsselung unter Angabe des 
Ziels der jeweiligen Dienstreisen ist in der als Anlage 2 beigefügten Aufstel-
lung enthalten. Eine Aussage zu den Gründen der Dienstreise ist hingegen nicht 
mit zumutbarem Aufwand in Erfahrung zu bringen. Die Bundesregierung ver-
weist diesbezüglich auf die Vorbemerkung. Dienstreisen fallen jedoch erfah-
rungsgemäß häufig aus folgenden Gründen im BMFSFJ und seinen nachgeord-
neten Behörden an: Teilnahmen an Fortbildungen, Teilnahmen an Fachtagun-
gen (Träger, Bundesländer usw.), Teilnahmen an internationalen Tagungen, tei-
lungsbedingte Dienstreisen zwischen Berlin und Bonn, Dienstreisen im Rah-
men der Fachaufsicht, Dienstreisen zur Betreuung der BAFzA-Bildungszen-
tren, Betreuung von Veranstaltungen und Reisetätigkeiten der gewählten Ver-
tretungen.

16. Bei welchen Projekten oder gesetzgeberischen Vorhaben des BMFSFJ 
plant die Bundesregierung mit pandemiebedingten Verzögerungen (bitte 
nach Projekt, gesetzgeberischer Initiative sowie eingeplanter Verzöge-
rung aufschlüsseln)?

Das BMFSFJ richtet seine Planungen für Projekte und gesetzgeberische Vor-
haben an den jeweiligen Kriterien bzw. Voraussetzungen für eine erfolgreiche 
Umsetzung aus. Ziel ist es dabei, die Planungen so zu gestalten, dass Verzöge-
rungen möglichst vermieden werden.
Insoweit es dennoch zu Verzögerungen bei der Umsetzung von Projekten und 
gesetzgeberischen Vorhaben des BMFSFJ gekommen ist, können diese neben 
den Auswirkungen und Erfordernissen der COVID-19-Pandemie auf unter-
schiedlichste Ursachen zurückzuführen sein. Weder ist es möglich eine klare 
Abgrenzung zwischen den sehr vielschichtigen pandemiebedingten Ursachen 
und anderen Ursachen vorzunehmen, noch ist es möglich, bei der Vielzahl von 
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eingebundenen Akteurinnen/Akteuren sowie unterschiedlichen Arbeitsschritten 
innerhalb eines Gesetzgebungsverfahrens Ursache und Wirkung im Einzelnen 
klar nachzuverfolgen und zuzuordnen. Eine seriöse Aufschlüsselung im Sinne 
der Fragestellung kann daher nicht vorgenommen werden.

17. Welche Informationen liegen der Bundesregierung über verzögerte An-
tragsbearbeitungen im Zuständigkeitsbereich des BMFSFJ aufgrund der 
Corona-Pandemie vor?

a) BMFSFJ
Im Bundesprogramm zur Förderung von Innovationen im Hilfesystem zur 
Unterstützung gewaltbetroffener Frauen mit ihren Kindern – Bau, Modernisie-
rung und Sanierung (Kapitel 1703 Titel 893 23) konnten die im Rahmen von 
Zuwendungsbaumaßnahmen vor Antragstellung obligatorischen Koordinie-
rungsgespräche, die grundsätzlich auf dem Projektgrundstück stattfinden sol-
len, wegen der Kontaktbeschränkungen zunächst gar nicht und später nur fern-
mündlich oder per Videokonferenzschaltung durchgeführt werden.
Darüber hinaus ist es nicht auszuschließen, dass die Kontaktbeschränkungen 
auch zu einer schwierigen Lage auf Seiten der Antragstellenden im Stadium der 
Bauplanung und Antragsvorbereitung geführt haben.
Weitere Informationen über verzögerte Antragsbearbeitungen liegen nicht vor.

b) BPjM
Informationen über verzögerte Antragsbearbeitungen liegen nicht vor.

c) BAFzA
Bei der Anerkennung von Einsatzstellen im Internationalen Jugendfreiwilligen-
dienst (IJFD) kommt es wegen Corona-bedingt fehlender Stellungnahmen des 
Auswärtigen Amtes zu Verzögerungen in der Antragsbearbeitung.
Im Zuwendungsbereich ist den IJFD-Trägern die Möglichkeit eingeräumt wor-
den, zusätzlich zu der IJFD-Regelförderung in der Förderperiode 2019/2020 
Fördergelder im Rahmen der „Einzelmaßnahme zur Sicherung des Internatio-
nalen Jugendfreiwilligendienstes gegen die Auswirkungen der COVID-19-Pan-
demie“ und in der Förderperiode 2020/2021 eine Sonderförderung für 
COVID-19-bedingte besondere Ausgaben (bei erfolgter Entsendung) sowie ei-
ne Infrastrukturförderung (im Hinblick auf nicht besetzbare Stellen) zu beantra-
gen.
Durch den erhöhten Beratungs- und Abstimmungsbedarf sowie das zusätzliche 
Aufkommen an Förderanträgen für die Einzelmaßnahmen und vermehrter 
Änderungsanträge für die Regelförderung gibt es auch in diesen Fällen Verzö-
gerungen in der Antragsbearbeitung.
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